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Basel.Stadt.Land.Region. Ist es berechtigt, den Spital-Deal an den
Univertrag zu koppeln?

Die Basler Regierung will die Spitalfusion nur,
wenn Baselland den Univertrag nicht kündet.
Ist das berechtigt? www.baz.ch

Frage des Tages Das Ergebnis der Frage von gestern:

Sollen die Häfen wirtschaftli-
cher arbeiten müssen?

SowolltenbeideBasel ihreSpitäler zusammenlegen
Regierungsräte machten noch gestern Morgen den Weg frei für eine Fusion von Unispital und Kantonsspital Baselland

Von Joël Hoffmann

Basel/Liestal. Vor versammelter
Medienschar verkündeten gestern Mor-
gen die beiden Gesundheitsdirektoren
Lukas Engelberger (CVP, BS) und Tho-
mas Weber (SVP, BL) die Fusion von
Kantonsspital Baselland (KSBL) und
Universitätsspital Basel (USB). Sie stell-
ten ihre neue, grenzüberschreitende
Spitalstrategie vor, über welche die BaZ
bereits am Samstag berichtet hatte.
Zwar ist diese Spitalstrategie bereits
wieder gefährdet (siehe oben), obwohl
sie ein grosserWurf wäre.

Konkret sollen die drei Spitäler des
KSBL (Liestal, Bruderholz, Laufen) und
das USB unter dem Dach einer gemein-
samen Spitalgruppe vereint werden.
Unter demNamenTOPwird eine Tages-
klinik für operative und interventio-
nelle Eingriffe auf dem Bruderholz
gebaut. Das bestehende Bettenhaus
wird abgerissen. Auf dem Bruderholz
steht das ambulante Geschäft im Zen-
trum. Im Gegenzug wird das stationäre
Angebot, also die Eingriffe mit länge-

rem Aufenthalt, in Basel und Liestal
konzentriert. In Laufen soll ein
«bedarfsorientiertes» Gesundheitsnetz-
werk entstehen. Das Spital Laufen
würde also seine Patienten für Eingriffe
an die anderen Standorte weiterleiten.

Volksabstimmung möglich
«Wir stehen heute an einemMeilen-

stein», sagte Weber. Das Ziel ist, dass
beide Basel gemeinsam das Kosten-
wachstum im Spitalbereich dämpfen
und die Hochschulmedizin längerfristig
sichern können. «Wir setzen politische
Leitplanken, innerhalb derer die Spital-
leitungen der öffentlichen Spitäler ihre
unternehmensstrategischen und opera-
tiven Entscheide treffen müssen», fuhr
Weber fort. Konkret sollen durch den
Zusammenschluss der Spitäler und die
Aufgabenteilung Doppelspurigkeiten
abgebaut werden, sodass gewisse Ein-
griffe nicht mehr an drei Standorten
durchgeführt werden, sondern nur
noch an einem oder zwei. Damit wer-
den Infrastrukturkosten gespart – Kos-
ten, die sich die Spitäler künftig teilen

können. Am Ende soll auch der Prä-
mien- und Steuerzahler profitieren. Mit
dem Bruderholzspital setzen die beiden
Regierungen auf ein ausgebautes
ambulantes Angebot. Da mehr und
mehr Eingriffe ambulant durchgeführt
werden können und ambulante
Behandlungen günstiger sind als ein
mehrtägiger Aufenthalt im Spital,
könnten die Kosten generell sinken.
Zudem rechnen Weber und Engelber-
ger mit stetig sinkenden Baserates, also
Preisen für die stationäre Spitalbehand-
lung. Ummit weniger Einnahmen über-
leben zu können, ist der Abbau von teu-
ren Doppelspurigkeiten unumgänglich.

Die Verwaltungsräte von USB und
KSBL wurden beauftragt, bis Ende drit-
tes Quartal 2016 konkrete Vorschläge
für die Gestaltung einer gemeinsamen
Spitalgruppe inklusive Konzept für die
Tagesklinik auf dem Bruderholz auszu-
arbeiten. Dann werden die Regierun-
gen entscheiden, wie es weitergeht. Es
gibt verschiedene Möglichkeiten. Tho-
masWeberwürde gerne den Landrat im
Rücken haben und favorisiert also den

Weg über einen Staatsvertrag. Wenn
alle Details auf dem Tisch liegen, insbe-
sondere über die Finanzierung der Neu-
bauten, könnte der politische Wider-
stand letztlich zu einer Volksabstim-
mung führen.

Die Grünen aus Stadt und Land
bezeichnen die Pläne der Regierungen
als «ersten Schritt für eine sinnvolle Spi-
talplanung». Sie befürchten jedoch
bereits einen Scherbenhaufen, falls
nicht transparent über die möglichen
künftigen finanziellen Verpflichtungen
informiert wird. Die Kooperation könne
zudem nur zustande kommen, wenn
bestehende Partnerschaften wie zum
Beispiel der Univertrag nicht infrage
gestellt werden.

Kritische Baselbieter Genossen
Die CVP Basel-Stadt und Baselland

unterstützen das Spitalkonzept und
sind «hocherfreut», dass sowohl lokale
Bedürfnisse als auch die Kosten berück-
sichtigtwerden. Die CVPwartet nun auf
detaillierte Informationen. Ebenso wie
die FDP Basel, die das Projekt ebenfalls

begrüsst und sich nun eine «rasche Kon-
kretisierung der vorgestellten Offen-
sive» wünscht.

Kritischer kommunizieren die
Baselbieter Genossen. Die SP Baselland
begrüsst zwar in einer Mitteilung, dass
eine gemeinsame Spitalgruppe gegrün-
det werden soll. Sie kritisiert jedoch die
Regierungen, zu wenig Informationen
geliefert zu haben. Viele Fragen seien
noch offen. Die SP fordert, dass die Par-
lamente einbezogen werden und über
die Fusion entscheiden.

Für den Baselbieter SVP-Präsiden-
ten Oskar Kämpfer ist die neue Spital-
strategie nicht der grosse Wurf. «Ich
habe gedacht, dass das Schwarzbuben-
land und das Fricktal auch in diese
überregionale Planung miteinbezogen
werden», sagt er auf Anfrage. Die Spi-
talstrategie sei für ihnnochkeineFusion
und er sei gespannt, ob die finanziellen
Ziele erreicht werden können und ob es
gelingen kann, dass die Basler Patienten
für die ambulanten Behandlungen auf
das Bruderholz kommen. 2016 sollen
die konkreten Konzepte vorliegen.

Kommentar

Gefährliches
Pokerspiel
Von Joël Hoffmann

Es ist absurd:Die
Gesundheitsdirek-
torenLukasEngel-
berger (CVP,BS)
undThomasWeber
(SVP,BL) raufen
sichzusammenund
stellen innurweni-
genMonateneine
SpitalstrategiebeiderBasel aufdie
Beine.Siepräsentierende factoeine
FusionzwischendemUnispitalund
demKantonsspitalBaselland.Gross-
artig!Bravo!EskeimtdieHoffnung
auf,dassesdiebeidenPolitiker tat-
sächlich schaffenkönnten,dieÜber-
kapazitätenabzubauenunddamit
vielleicht sogardenPrämienanstieg
zudämpfen.
DochdaszartePflänzchen istnoch
einSetzling,wurdegeradeerstges-
terneingetopft,hatnochkaumWur-
zelngeschlagenundschonhatder
BebbidieBlumezertrampelt.Mit sei-
nerForderung,dieSpitalstrategiean
denUnivertragzukoppeln, stösst er
denBaselbietervordenKopf.Nicht
nurdas:GesternanderPressekonfe-
renzhabenEngelbergerundWeber
aufdieFragennachHürdendiesen
zentralenPunktunterschlagen.
DachteWeber, einederartgewich-
tigeBedingungdurchdieStadt sei
nichtderRedewert?Oderhält erdie
ForderungenausBasel für richtig?
Fakt ist:DerBaslerRegierungsspre-
cherMarcoGreinerwollte indieser
SachekeinDementi abgeben.Ein
klaresZeichen.UndRecherchender
BaZergebeneinähnlichesBildwie
dasdes«Regionaljournals».
MankannalsBasleroderBaselbieter
zumUnivertrag stehenwieman
will –aberdieserVertrag istnichtdas
Thema.Undoffenbar istunsere
GesundheitdenRegierungsräten
nureinPolitpokerwert– schade.
joel.hoffmann@baz.ch

Spital-Deal stehtbereits vordemScheitern
Basler wollen Fusion der Gesundheitshäuser nur, wenn Baselland beim Univertrag keine Kürzungen vornimmt

Von Joël Hoffmann und Christian Keller

Basel/Liestal. Gestern bis 17.10 Uhr
durften alle jubeln, die seit Jahren eine
bessere Zusammenarbeit zwischen den
beiden Basel im Gesundheitswesen ver-
langen. Doch dann wichen all die Hoff-
nungen –mehr Effizienz, tiefere Kosten,
günstigere Prämien – schrittweise der
Ernüchterung und dem Frust. Denn um
17.11 Uhr gab das «Regionaljournal»
von SRF bekannt, dass die Basler Regie-
rung die gestern präsentierte Fusion
zwischen dem Unispital Basel und dem
Kantonsspital Baselland zu einer Trä-
gerschaft an eine gewichtige Bedingung
knüpft: Den Deal gebe es nur, wenn das
Baselbiet den Univertrag nicht künde.

Auf Nachfrage der BaZ gab sich der
Basler Regierungssprecher Marco Grei-
ner wortkarg. «Ich kann mich zu dieser
Sache nicht äussern.» Den Radiobericht
dementierte er jedoch nicht, was deut-
lich macht: Es handelt sich nicht um
eine Falschmeldung. Dafür sprechen
auch Informationen,welche die BaZ am
Montagabend aus regierungsnahen
Kreisen erhalten hat.

Im «Regionaljournal» sagte der Bas-
ler Gesundheitsdirektor Lukas Engel-
berger (CVP) denn auch auf die Frage,
was die Baselbieter Kündigung des Uni-
vertrags im Herbst für die neue Spital-
gruppe bedeutet: «Dann würden wir
vor einer sehr schwierigen Situation ste-

hen.» Mit anderenWorten: Engelberger
und seine Basler Regierungskollegen
sehen keine gemeinsame Spitalstrate-
gie ohne gemeinsame Uni-Trägerschaft.

Im politischen Baselbiet herrscht
die grosse Überraschung. Gestern noch
verschickten diverse Parteien Stellung-
nahmen (siehe Artikel unten) zum
«grossen Wurf», der mit der vertieften
Partnerschaft in der regionalen Spital-
landschaft bevorsteht. Von der Forde-
rung der Städter wussten sie nichts.
Konnten sie auch nicht: An der Presse-
konferenz in Münchenstein zelebrier-
ten Engelberger und sein Baselbieter

Pendant Thomas Weber (SVP) Einig-
keit. Kein Wort verloren sie über die
zentrale Hürde, die mit der Verknüp-
fung zwischen Spital-Deal und Univer-
sitätsvertrag zu nehmen ist.

Auch im BaZ-Interview, in dem
explizit nach den möglichen Stolper-
steinen bei der Umsetzung der Spital-
fusion gefragt wurde, liess Engelberger
das existenzielle Thema Universitäts-
Trägerschaft unerwähnt.

Mit ihremVorgehen stösst dieRegie-
rung in der Stadt die bürgerlichen Par-
teien auf der Landschaft vor den Kopf.
Die Antworten, welche die BaZ erhielt,
lassen bereits auf ein Scheitern der his-
torischen Kooperation im Gesundheits-
wesen schliessen. Wirtschaftskammer-
Direktor Christoph Buser, er ist Vizeprä-
sident der Baselbieter Volkswirtschafts-
und Gesundheitskommission, spricht
von einer «Drohung». «Wenn man die-
sen Plänen eine Chance geben will,
sollte man sie nicht mit anderen Dos-
siers verknüpfen. Auch so wird eine
Realisierung schon schwierig genug.»

«Bedenkliches Vorgehen»
FDP-Fraktionschef Rolf Richterich

pflichtet Buser bei: «Wir lassen uns
nicht unter Druck setzen. Ultimaten
sind ohnehin schlechte Ratgeber für
Partnerschaften. Die FDP will wie der
Baselbieter Regierungsrat alle Verträge
mit der Stadt neu verhandeln. Dazu
gehört auch der Univertrag.» Offen-
sichtlich betreibe der Basler Regie-
rungsrat einen «Verhandlungspoker»,
den er bedaure und den man nicht
überbewerten solle, sagt Richterich.

Die CVP äussert sich ähnlich. Partei-
präsident Marc Scherrer hält fest: «Ich
finde es bedenklich, wenn man einen
Schritt in Richtung Zusammenarbeit
machen will und dann solche Bedin-
gungen stellt. Das schreckt ab.» Das

Thema Spitalfusion habe nichts mit
demUnivertrag zu tun. «Es handelt sich
um komplett verschiedene Geschäfte,
dieman differenziert betrachtenmuss.»
Für Scherrer wird das Verhalten der
Städter die Beziehungen belasten:
«Befremdend ist, dass in den offiziellen
Medienmitteilungen zu diesem Aspekt
keine Angaben enthalten waren.»

Noch abwarten will die Partei von
Regierungsrat Thomas Weber. SVP-
Landrat Hanspeter Weibel sagt, man
habe aktuell noch keine Bestätigung
vorliegen, dass die Basler Regierung die
Veränderungen im Spitalwesen an den

Univertrag knüpfe. «Sollte dies aber tat-
sächlich die Meinung des Regierungs-
rats sein, wird es in der Tat sehr schwie-
rig für die gemeinsame Spitalplanung.»

Die Baselbieter SP steht derweil hin-
ter der Basler Regierung: «Für uns ist
diese Verknüpfung von Univertrag und
Spital nachvollziehbar. In einer Partner-
schaft kann man nicht nur Rosinen
picken», sagt Fraktionschefin Kathrin
Schweizer.

Gespielte Partnerschaft. Hinter verschlossenen Türen konfrontiert Lukas Engelberger den Baselbieter Kollegen Thomas Weber mit harten Forderungen. Foto D. Plüss

«Wir lassen uns nicht
unter Druck setzen.
Ultimaten sind ohnehin
schlechte Ratgeber.»
Rolf Richterich, Fraktionschef FDP Baselland

«Ich finde es bedenklich,
wenn man solche
Bedingungen stellt. Das
schreckt ab.»
Marc Scherrer, Parteipräsident CVP BL


